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Hochgeehrte  Versammlung! 

Mit  dem  deutschen  Volke  feiern  wir  heute  den  Geburtstag 
Seiner  Majestät  des  deutschen  Kaisers,  des  Königs 
von  Preußen  und  bringen  Ihm  zu  unserm  Teile  ehrfurchtsvolle 
Glückwünsche. 

Wir  richten  sie  an  das  Haupt  des  Herrschergeschlechtes 
der  Hohenzollern,  das  den  Wahrspruch  erfüllt  hat:  Vom  Fels 
zum  Meer. 

Vor  mehr  als  sieben  Hundertjahren  hinausstrebend  aus  der 
schwäbischen  Heimat  gelang  es  den  Hohenzollern  aus  den  schmalen 
Befugnissen  der  Burggrafschaft  Nürnberg  ein  landesherrliches  Gebiet 
zu  entwickeln,  die  fränkischen  Fürstentümer  Ansbach  und  Baireut. 
Nach  weiteren  zwei  Jahrhunderten  wurde  das  Fürstenhaus  zum  Kur- 
fürstentum der  Mark  Brandenburg  berufen.  In  harter  Arbeit,  in 
schweren  Innern  und  äußern  Kämpfen  schuf  es  hier  einen  Mittel- 
und  Kernpunkt  politischer  Machtentfaltung.  Bald  nach  Lehnrecht, 
bald  nach  Erbrecht,  bald  durch  Säkularisationen,  bald  durch  das 
Schwert  erwarb  es  im  Norden  und  Osten,  im  Westen  und  selbst  im 
fernen  Schweizerland  Gebiet  auf  Gebiet.  Doch  diese  Neuerwerbungen, 
diese  Fürstentümer,  Grafschaften,  Stifte,  Herrschaften,  verschieden 
an  Größe,  verschieden  in  Verfassung,  Recht  und  sozialer  Schichtung 
—  sie  waren  abgetrennt  vom  Hauptlande.  Und  weiterhin  —  auch 
die  durch  ihre  Lage  aneinander  gerückten  Nebenländer,  je  in  Nieder- 
sachsen, in  Westfalen,  am  Niederrhein  bildeten,  wie  schon  früher 
die  fränkischen  Fürstentümer,  nur  Gruppen  einzelner,  unter  sich 
zusammenhangsloser  Besitzungen.  War  doch  selbst  das  Ordensland, 
auf  das  das  Königtum  in  Preußen  radiziert  war,  bis  zur  polnischen 
Teilung  von  den  Marken  getrennt  und  durch  das  Bistum  Ermland 
durchlöchert. 


Es  bedurfte  der  militärischen  und  organisatorischen  Vorarbeit 
des  großen  Kurfürsten  und  Friedrich  Wilhelms,  den  der 
Oberpräsident  Schön  den  großen  König  des  Innern  nannte,  es 
bedurfte  eines  Friedrich  des  Großen,  des  genialen  Staatsmannes 
und  Feldherrn,  um  auf  dieser  schmalen  und  zersplitterten  Basis  das 
zu  schaffen,  was  er  schuf:  Das  preußische  Staatswesen  als 
eine  ausschlaggebende  Macht  in  Europa  und  vor  Allem 
als  eine  Vorherrschaft  in  Deutschland,  die  mit  Österreich 
trotz  seines  Kaisertumes  rivalisierte  und  der  es  gelang  den  morschen 
Bau  des  Deutschen  Reiches  gegen  die  Annexionsgelüste  des  Rivalen 
noch  einmal  aufrecht  zu  erhalten. 

Wir  dürfen  wohl  sagen,  daß  dieses  Werk  Friedrich  des 
Großen  einen  Vorgriff  auf  das  Ziel  darstellt,  dessen  Erreichung 
nahezu  einem  Jahrhundert  wechselvoller  Ereignisse  vorbehalten  blieb. 
Ein  Vorgriff  —  denn  nur  zu  bald  folgte  der  tiefe,  entsetzliche  Sturz 
des  preußischen  Staates  von  der  erreichten  Höhe.  Jedoch  —  es  war 
ein  Sturz,  der  zu  gleicher  Zeit  die  Kräfte  auslöste,  die  es  in  der 
Abfolge  der  historischen  Entwicklung  bewirkten,  daß  der  Fels 
der  Vormacht  Preußen  gekrönt  wurde  mit  dem  festen 
Bau   des  Staates  der  deutschen  Nation. 

Blicken  wir,  die  wir  heute  nahezu  auf  der  Scheide  des  siebenten 
und  achten  Jahres  unseres  Jahrhunderts  stehen,  zurück  auf  dieselbe 
Zeit  des  vorigen  Jahrhunderts. 

Die  politische  Lage  Preußens,  die  zu  dieser  Zeit  das  Ergebnis 
seiner  Diplomatie  seit  dem  Baseler  Frieden  und  seiner  militärischen 
Niederlagen  von  Jena  und  Friedland  war,  wird  keine  pragmatische, 
vielleicht  nicht  einmal  die  oratorische  Geschichtsschreibung  in  so 
drastischer  Weise  schildern,  als  die  trocknen,  diktatorischen  Sätze 
des  Friedens  von  Tilsit  vom  9.  Juli  1807. 

Er  ist  geschlossen  zwischen  dem  König  von  Preußen  und 
dem  Kaiser  der  Franzosen,  König  von  Italien,  Protektor 
des  Rheinbundes. 

Er  verpflichtet  Preußen  zur  Anerkennung  des  Königs  beider 
Sizilien  Josef  Napoleons  des  ersten  Bruders,  des  Königs 
von  Holland  Louis  Napoleon  des  zweiten,  des  Königs  von 
Westfalen   Hieronimus   des   dritten   Bruders   des   Kaisers,   des 


Königs  von  Sachsen  als  des  mildern  Herzogtum  Warschau 
begnadigten. 

Er  zählt  Stück  für  Stück  die  Provinzen  auf  die  dem  König 
von  Preußen  zurückgegeben  werden.  Denn  in  der  Tat  der 
König  von  Preußen  war  im  Besitz  nur  von  vier  Oasen  seines  ehe- 
maligen Reiches,  von  Memel,  Kolberg,  Kosel  und  der  Grafschaft 
Glatz.  Das  Fazit  war,  daß  Preußen  alle  seine  Besitzungen  verlor 
links  der  Elbe  und  alle  Erwerbungen  aus  den  polnischen  Teilungen 
bis  auf  Westpreußen  und  auch  dies  nur  mit  Ausnahme  der  freien 
Stadt  Danzig. 

Und  allen  diesen  Bestimmungen  wird  ein  kurzer  Artikel  28 
hinzugefügt:  Es  wird  unverzüglich  eine  Konvention  abgeschlossen 
werden,  behufs  der  Regulierung  alles  dessen,  was  sich  auf  die  Art 
und  Weise,  sowie  auf  die  Termine  zur  Räumung  der  dem 
Könige  von  Preußen  zu  restituierenden  Plätze  bezieht. 

Prompt  am  12.  Juli  in  Königsberg  ist  die  Konvention  ab- 
geschlossen worden  zwischen  dem  preußischen  Feldmarschall  Kalk- 
reut und  dem  Marschall  Berthier,  Fürsten  von  Neuchatel,  einem 
Stücke  aus  der  oranischen  Erbschaft  der  Hohenzollern. 

Sie  sichert  etappenweise  die  Räumung  des  preußischen  Gebietes 
bis  zum  ersten  Oktober  —  aber  sie  fügt  dem  die  Klausel  hinzu, 
sobald  die  dem  Lande  aufgelegten  Kontributionen  abgetragen  und 
sichergestellt  sind.  Solange  das  nicht  der  Fall  ist  findet  keine 
Räumung  statt,  solange  sind  die  französischen  Truppen  im  Lande 
zu  verpflegen;  solange  die  schuldigen  und  fälligen  Kontributionen 
nicht  abgeführt  sind,  fließen  die  Revenuen  des  preußischen 
Landes  in  die  französischen  Kassen. 

Kein  Wort  über  die  Höhe  der  Kontributionen,  über  die  Art 
ihrer  Sicherstellung  und  ihrer  Zahlung!  Das  Alles  ist  den  gelingenden 
oder  nicht  gelingenden  Verständigungen  einer  weiteren  Kommission 
beiderseitiger  Unterhändler  preisgegeben,  die  am  25.  Juli  in  Berlin 
zusammentreten  sollte  und  trat. 

Niemals  wohl  ist  eine  Klausel  von  gleicher  abgefeimter  Hinter- 
hältigkeit einem  angeblichen  Definitivfrieden  angehängt  worden, 
die  jeder  Niederträchtigkeit  der  größeren  übermütigen  Macht  Tor 
und  Tür  öffnet  —  wie  denn  auch  geschehen. 
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Wer,  so  entstand  die  dringende  Frage  dort  oben  in  Memel, 
der  aufgezwungenen  Residenz  des  Königs  und  seiner  Regierung  — 
wer  sollte  in  dieser  Lage  das  nächste,  die  Finanzierung  der  Schuld 
an  Frankreich  und  der  laufenden  Bedürfnisse  auf  sich  nehmen,  wer 
sollte  die  zerrüttete  Regierung  und  Verwaltung  wenigstens  provisorisch 
zur  Leistungsfähigkeit  reformieren,  wer  vor  allen  Dingen  sollte  durch 
tapferen  Mut,'durch  mit  Sachkunde  gepaarter,  durchgreifender  Energie 
die  Stumpfheit,  Entschlußlosigkeit,  ja  Feigheit  überwinden,  die  nur 
in  allzuweiten  Kreisen  der  Bevölkerung,  des  Beamtentums,  selbst  am 
Königlichen  Hofe  der  unerhörte  Druck  der  Ereignisse  erzeugt  hatte. 

Fürst  Hardenberg,  der  auf  Napoleons  Wink  von  jeder 
leitenden  Stellung  hatte  zurücktreten  müssen,  nannte  den  Reichs- 
Freiherrn  Karl  vom  Stein. 

Die  „Opinion",  so  bezeichnete  man  die  öffentliche  Meinung, 
die  damals  nur  ein  kleines  Gremium  erzeugte,  fiel  ihm  bei.  Sie 
konnte  sich  stützen  auf  Verdienste  des  Mannes,  die  ihn  vorlängst 
bereits  an  erste  Stelle  gerückt  hatten. 

1780  zuerst  dreiundzwanzigjährig  als  Assessor  im  Bergwerks- 
und Hüttendepartement  des  Generaldirektorium  in  Berlin,  dann  als 
Oberbergrat,  weiter  als  Kammerpräsident  in  der  westfälischen  Mark 
und  in  Kleve,  dann  als  Oberpräsident  in  Minden  und  Münster  hat 
er  sich  durch  unmittelbare  Erfassung  der  sozialen  und  wirtschaft- 
lichen Lebensverhältnisse,  durch  frische  Initiative  und  energisch 
durchgeführte  Reformen  ausgezeichnet.  So  wurde  ihm  am  27. 
Oktober  1804  das  Finanzministerium  übertragen,  das  er  2  Jahre 
2  Monate  bekleidete.  Aber  innerhalb  dieser  kurzen  Frist  blieb  ihm 
nur  kurze  Zeit  für  einzelne  Reformen.  Seine  Hauptaufgabe  wurde 
die  Beschaffung  der  Deckungsmittel  für  das  Heer,  für  die  Mobili- 
sierung im  Jahre  1805,  die  sich  zuerst  gegen  Rußland  und  dann 
gegen  Frankreich  richtete,  endlich  für  den  Krieg  von  1806.  Er  hat 
diese  Aufgaben  innerhalb  der  Grenzen  des  Möglichen  bewältigt  — 
noch  nach  der  Katastrophe  von  Jena  gelang  es  ihm  die  Kassenbestände 
nach  Königsberg  zu  retten,  die  die  Fortführung  des  Krieges  bis  zum 
Tilsiter  Frieden  ermöglichten. 

Aber  wie  schon  früher  in  der  westfälisch-rheinischen  Zeit,  so 
jetzt,  wo  Katastrophe  auf  Katastrophe  die  höchste  Anstrengung  und 
Konzentration  aller  Kraft  forderten,  stemmten  sich  ihm  Hemmungen 


und  Hindernisse  entgegen  —  gleichwertig  denen,  die  die  Armee 
zertrümmerten  — :  die  volle  Mangelhaftigkeit  und  Unzu- 
verlässigkeit  der  Organisation  der  Regierung  und 
Verwaltung. 

Sie  waren  zentralisiert  in  dem  Sinne,  daß  sie  bis  in  das  klein- 
lichste Detail  der  untersten  Behörden  unmittelbar  eingriffen;  sie 
waren  dezentralisiert  in  dem  Sinne,  daß  sie  sich  in  eine  Summe 
von  Spezialressorts  zersplitterten  ohne  die  Bürgschaft  einheitlich 
geleiteten  Zusammenwirkens;  sie  waren  ohne  jede  Fühlung  mit  den 
Bedürfnissen  und  Bestrebungen  der  Untertanen,  denn  sie  hatten  jede 
freie  Selbstverwaltung  in  Stadt  und  Land  unterdrückt. 

Zum  Beweise  genügt  ein  schneller  Blick  auf  die  obersten, 
leitenden  Zivilbehörden. 

Sie  wurden  durch  vier  nebeneinanderstehende  Departements, 
die  wiederum  in  nebeneinanderstehende  Abteilungen  zerfielen,  ge- 
bildet: das  auswärtige  Ministerium,  besetzt  mit  2  Ministern;  das 
Justizdepartement  in  4  Abteilungen  mit  4  Ministern;  der  Staats-  und 
Kriegsminister  für  Schlesien;  das  Generaldirektorium  mit  8  Ab- 
teilungen mit  8  Ministern,  deren  Kompetenz  sich  teils  nach  Provinzen 
für  alle  Verwaltungszweige,  teils  sachlich  nach  den  Verwaltungs- 
zweigen für  das  ganze  preußische  Gebiet  bestimmte. 

Allerdings  die  so  zersplitterten  Behörden  sollte  seit  Kurfürst 
Joachims  Zeiten  der  Geheime  Staatsrat  zusammenfassen.  Er 
aber  wurde  unter  dem  höchstpersönlichen  Regiment  der  Kurfürsten 
und  Könige  jeder  planmäßigen  und  gesicherten  Kompetenz  bis  auf 
einen  gleichgültigen  Rest  von  Beamtendisziplin  beraubt  und  damit 
zum  Ornament  ohne  Aktualität  herabgesetzt.  An  seine  Stelle  als 
Mittel-  und  Sammelpunkt  der  Regierung  und  Verwaltung  trat  das 
Kabinett  des  Königs. 

Dieses  war  es  denn,  das  Stein  als  den  Ausgangs-  und  Stütz- 
punkt aller  jener  Hindernisse  und  Hemmungen  erachtete  und  er- 
probte, die  sich  einer  zielbewußten  und  kraftvollen  Politik  entgegen- 
setzten. Gegen  das  Kabinett  richtet  er  mit  leidenschaftlichem  Zorne 
seinen  Angriff  in  einer  für  den  König  bestimmten  „Darstellung 
der  fehlerhaften  Organisation  des  Kabinetts  und  der 
Notwendigkeit  der  Bildung  einer  Ministerialkonferenz" 
vom  27.  April  1806.     Sie  besagt  wörtlich: 
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„Diese  neue  Staatsbehörde  hat  kein  gesetzliches  Dasein. 
—  Sie  hat  alle  Gewalt,  die  endliche  Entscheidung  aller  Angelegenheiten, 
die  Besetzung  aller  Stellen,  aber  keine  Verantwortlichkeit, 
da  die  Person  des  Königs  ihre  Handlungen  sanktioniert.  —  Den 
obersten  Staatsbeamten  bleibt  trotzdem  die  Verantwortlichkeit  der 
Anträge,  der  Ausführung  und  die  Verantwortlichkeit  gegenüber  der 
öffentlichen  Meinung.  —  Alle  Einheit  unter  den  Ministern  selbst  ist 
aufgelöst,  da  sie  unnütz  ist,  da  die  Resultate  ihrer  gemeinschaftlichen 
Überzeugungen  von  der  Zustimmung  des  Kabinetts  abhängen.  — 
Diese  Abhängigkeit  von  Subalternen  kränkt  das  Ehrgefühl  und  wird 
der  Unwille  hierüber  unterdrückt,  so  wird  das  Pflichtgefühl  der 
Staatsbeamten  abgestumpft". 

Mit  diesen  sachlichen  Erörterungen  begnügt  sich  Stein  nicht. 
In  schärfster  Zuspitzung  kritisiert  er  die  Mitglieder  des  Kabinetts,  den 
Graf  Haugwitz,  Beyme,  Lombard.  Er  fordert  ihre  Ent- 
lassung. 

In  dem  Allen  findet  er  die  Zustimmung  der  Brüder  des  Königs, 
des  Prinzen  Louis  Ferdinand,  des  Fürsten  Hardenberg,  der  Scharn- 
horst,  Gneisenau,  Rüchel. 

Der  König  —  nach  langen  Verzögerungen  zur  Entscheidung 
gedrängt  —  versucht  ein  Kompromiß.  Er  nimmt  den  Vorschlag  des 
Ministerkonseil  an,  aber  er  weist  neben  und  in  demselben  dem 
Geheimen  Kabinetsrat  Beyme  einen  Platz  an.  Als  ob  in  solchem 
Falle  das  Amt  nicht  den  Menschen,  sondern  der  Mensch  das  Amt 
machte. 

In  kurzer  Entschlossenheit  erklärte  Stein:  als  Mann  von  Ehre 
könne  er  in  solcher  Kombination  die  Verantwortlichkeit  nicht  über- 
nehmen, weder  vor  dem  Könige  noch  auch  vor  dem  Lande. 

Der  König  in  voller  Empörung  erläßt  die  Kabinettsordre  vom 
3.  Januar  1807.  Sie  sieht  Stein  an  als  einen  widerspenstigen, 
trotzigen,  hartnäckigen  und  ungehorsamen  Staatsdiener,  der,  auf 
sein  Genie  und  seine  Talente  pochend,  weit  entfernt  das  Beste 
des  Staates  vor  Augen  zu  haben,  nur  durch  Caprice  geleitet,  aus 
Leidenschaft  und  persönlichem  Haß  handelt.  Sie  spricht  die  Über- 
zeugung aus,  daß  „dergleichen  Staatsdiener  am  allernachteiligsten 
und  gefährlichsten   für  die  Zusammenhaltung  des  Ganzen  wirken". 
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Die  sofort  erbetene  Dienstentlassung  empfängt  Stein  des 
andern  Tages,  am  4.  Januar. 

Alles  in  Allem  genommen  mögen  wir  heute  sagen:  Stein  war 
der  erste  konstitutionelle  Minister  im  Staate  Preußen  —  ohne 
Konstitution. 

Damals  aber  —  kaum  waren  sechs  Monate  verflossen  —  mußte  die 
schroffe  Gegensetzlichkeit  des  Königs  und  des  Reichsfreiherrn 
als  unüberwindliches  Hindernis  erscheinen,  um,  wie  Alles  forderte,, 
den  rechten  Mann  an  die  rechte  Stelle  zu  setzen. 

Und  gewiß  —  es  war  ein  hochherziger  Entschluß  des  Königs^ 
als  er  am  10.  Juli  1807  durch  Fürst  Hardenberg  den  Ruf  an  Stein 
ergehen  ließ.  Denn  er  hat  es  nach  wie  vorhin  niemals  verleugnet^ 
daß  die  Härte  des  Steins  seiner  weicheren  Natur  innerlich  widerstrebte. 

Gewiß  aber  auch  —  es  bedurfte  eines  patriotischen  Entschlusses 
Stein's,  um  Alles  hinter  sich  zu  werfen,  was  ihm  persönlich 
widerfahren.  Ihn  traf  die  Botschaft  in  Nassau  auf  dem  Kranken- 
lager erst  am  9.  August.  Seiner  Frau  diktierte  er  die  Annahme  - — 
bedingungslos.    Am  30.  September  traf  er  in  Memel  ein. 

„Bedingungslos"  hatte  er  angenommen  —  aber  nicht  ohne 
ein  festes,  nach  allen  Seiten  hin  durcharbeitetes  Programm. 

Während  seines  Ruhestandes,  in  Nassau,  im  Juni  1807,  hatte  er 
dieses  Programm  in  einer  Denkschrift  entwickelt,  die  als  ein 
Markstein  in  der  Verfassungs-  und  Verwaltungsgeschichte  Preußens 
allseitig  anerkannt  ist. 

An  ihre  Spitze  stellt  er  die  Berufung  auf  seine  „Darstellung" 
vom  27.  April  1806,  die  mit  dem  Satze  begann  : 

„Der  preußische  Staat  hat  keine  Staatsverfassung;  die  oberste 
Gewalt  ist  nicht  zwischen  dem  Oberhaupte  und  den  Stellvertretern 
der  Nation  geteilt". 

Mit  diesem  Satze  sprach  er  ein  letztes  Ziel  aus,  an  dem  er 
stets  festgehalten  hat,  das  er  aber  zur  Zeit  für  unerreichbar  hielt. 

Denn  so  sagte  er  —  der  preußische  Staat  ist  ein  sehr  neues 
Aggregat  vieler  einzelner  Provinzen,    kein   Ganzes,    keine   Nation. 

Denn,  so  fügt  er  anderwärts  hinzu,  bevor  man  zahlreichen  Ver- 
sammlungen einen  wesentlichen  Anteil  an  den  großen  Angelegenheiten 
der  Nation  anvertrauen  kann,  müssen  die  Menschen  nach  und  nach  an 
selbständiges  Handeln  in  festen  gesetzlichen  Formen  gewöhnt  werden. 
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Aber  weil  dem  so  ist,  wie  es  dies  zweifellos  war,  so  ist  es 
um  so  wichtiger  für  den  preußischen  Staat,  daß  seine  Regierungs- 
verfassung nach  richtigen  Grundsätzen  gebildet  sei  und  da  die, 
die  er  hat,  durch  den  Gang  der  Zeit  untergraben  ist,  so  ist  es  not- 
wendig, daß  sie  in  einer  den  gegenwärtigen  Zuständen  angemessenen 
Form  wieder  hergestellt  werde. 

In  dem  Plane  für  eine  solche  Regierungsverfassung  stellt  er 
zwei  Organisationen  in  Parallele:  Das  System  der  Behörden 
und  das  System   selbstverwaltender  Körperschaften. 

An  der  Spitze  der  Behörden  als  oberste  der  Staatsrat  — 
unmittelbar  unter  dem  König  arbeitend  —  „mit  anerkannter  und 
nicht  erschlichener  Verantwortlichkeit"  —  der  endliche  Vereini- 
gungspunkt aller  verschiedenen  Zweige  der  Staatsverwaltung. 

Unter  ihm,  dem  Staatsrat,  die  richterlichen  Behörden  für 
sämtliche  Rechtssachen;  an  ihrer  Spitze  der  Justizminister;  in  den 
unteren  Instanzen  Abschaffung  der  Patrimonialgerichtsbarkeit. 

Gesondert  hiervon  die  Finanz-  und  Polizeibehörden, 
Polizei  genommen  in  dem  weitesten  damaligen  Sinne,  der  nicht 
nur  die  Sicherheitspolizei,  sondern  ausnahmslos  alle  Zweige  der 
Wohlfahrtspflege  in  sich  schließt. 

Sie  gliedern  sich  ausschließlich  nach  sachlichen  Gesichts- 
punkten in  den  Departements  mit  ihren  Chefs,  den  Ministern. 

Zunächst  unter  ihnen  die  Bezirksregierungen,  wie  wir 
sie  heute  nennen  —  das  Mittelglied  der  Oberpräsidenten 
wurde  noch  unter  Stein  aber  erst  später  eingefügt. 

Zuletzt  an  der  Spitze  der  Kreise  der  Land  rat,  der  aber 
bereits  mit  der  Selbstverwaltung  verbunden  ist. 

Den  Behörden  treten  die  selbstverwaltenden  Körper- 
schaften zur  Seite: 

an  der  Spitze  der  Provinzen  der  Provinziallandtag,  ge- 
bildet durch  die  Deputierten  der  Kreise; 

an  der  Spitze  der  Kreise  der  Kreistag,  zusammengesetzt 
aus  den  adligen  Grundbesitzern  und  den  Deputierten  der  städti- 
schen und  ländlichen  Gemeinden. 

Weitgehende  Befugnisse  werden  diesen  Körperschaften  bei- 
gelegt: Teilnahme  an  der  Provinzialgesetzgebung,  die  innere  Polizei 
ganz  allgemein,  die  Verwaltung  der  Unterrichts-,  der  Armenanstalten, 
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das  Wegewesen,  selbstverständlich  das  Bewilligungsrecht  der  er- 
forderlichen Geldmittel. 

Denn,  so  sagt  er  im  Anschluß  an  die  Darstellung  des  Genfer 
d'Ivernois  von  der  englischen  Verwaltung: 

„Auch  meine  Diensterfahrung  überzeugt  mich  innig  und  lebhaft 
von  der  Zweckmäßigkeit  gebildeter  Stände  und  ich  sehe  sie  als  ein 
kräftiges  Mittel  an,  die  Regierung  durch  die  Kenntnisse  und  das 
Ansehen  aller  gebildeten  Klassen  zu  verstärken,  sie  alle 
durch  Überzeugung,  durch  Teilnahme  und  Mitwirkung  bei  den 
Nationalangelegenheiten  an  den  Staat  zu  knüpfen,  —  den  Kräften 
der  Nation  eine  freie  Tätigkeit  und  eine  Richtung  auf  das  Gemein- 
nützige zu  geben." 

Und  diese  Anschauung  drängt  Stein  weiter  —  zur  Ober- 
brückung  der  Gegenüberstellung  von  Staatsbehörden 
und  Selbstverwaltungskörpern.    Er  sagt: 

„In  die  aus  besoldeten  Beamten  bestehenden  Landeskollegien 
drängt  sich  leicht  und  gewöhnlich  ein  Mietlingsgeist  ein,  ein  Leben 
in  Formen  und  Dienstmechanismus,  eine  Unkunde  des  Bezirkes,  den 
man  verwaltet,  eine  Gleichgültigkeit,  oft  eine  Abneigung  gegen 
denselben,  eine  Furcht  vor  Veränderungen  und  Neuerungen,  die 
die  Arbeit  vermehren." 

Unter  diesem  Gesichtspunkt  gelangt  er  zu  der  Forderung,  den 
„Eigentümern"  einen  Platz  innerhalb  der  Behörden  ein- 
zuräumen. Den  „Eigentümern"  —  hierunter  versteht  er  nicht  nur 
die  Grundbesitzer  jeder  Art,  sondern  nicht  minder  die  Gewerbe- 
und  Handeltreibenden,  ja  auch,  wie  er  später  erläutert  hat,  die 
Vertreter  der  Intelligenz  —  sie  alle  unter  der  Voraussetzung,  daß 
sie  die  erforderliche  Selbständigkeit  der  Lebensführung  besitzen, 
die  ihnen  gestattet,  das  zu  führen,  was  er  allein  voraussetzt,  ein 
unbesoldetes  öffentliches  Amt.  Zu  diesem  Ehrendienst  präsen- 
tiert der  Landtag,  ernennt  der  König  auf  6  Jahre  Deputierte, 
die  in  den  Provinzialbehörden  als  stimmberechtigte 
Mitglieder  in  allen  Pro vinzial  angelegenheiten  mitzu- 
wirken haben. 

Endlich,  doch  nicht  zuletzt  an  der  Basis,  als  dem  Grund  und 
Boden,  auf  dem  jene  beiden  Systeme  allein  wurzeln  können  und 
müssen,  stehen  ihm 
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die  Städte  mit  Magistrat  und  Bürgerschaftsdeputation  in 
Reform  ihrer  jetzt  verrotteten  Verfassung  und 

die  Landgemeinden  unter  den  Gemeindevorständen,  den 
Dorfgerichten,  wie  sie  damals  genannt  wurden. 

Beiden  Gemeinden  gleichmäßig  vindiziert  er  eine  dreifache 
Kompetenz : 

zunächst  Verwaltung  des  Gemeindevermögens,  der  öffentlichen 
Unterrichts-,  Wohltätigkeits-  und  der  sonstigen  Anstalten,  die  für 
die  öffentlichen  Gemeindebedürfnisse  bestimmt  sind, 

sodann  die  niedere  Gerichtsbarkeit  in  Bagatellsachen,  Feld- 
frevel und  dergleichen, 

endlich  die  örtliche  Polizei,  kurzweg,  schlechthin,  im  breiten 
damaligen  Sinne  des  Wortes. 

So  die  Denkschrift. 

Sie  hat  das  alles  vorgetragen  in  strengster  Sachlichkeit,  in  dem 
harten,  knorrigen  Stil  Stein's,  ungelenk  nur  zu  oft  bis  zur  Schwer- 
verständlichkeit, aber  dann  drängen  sich  plötzlich  Sätze  vor  von 
geschlossener  Energie  und  von  hohem  sittlichen  Pathos,  die  vielleicht 
rührend,  gewiß  von  hinreißender,  erhebender  Wirkung  sind. 

In  der  Hauptsache  —  die  Grundquadern  dieses  geplanten 
Baues  —  sie  sind  noch  heute  tragfähig.  Gewiß,  der  Plan  bedurfte 
der  Umformung  in  Gesetz,  ja,  in  mehrere  Gesetze.  Die  einzelnen 
Gliederungen  und  die  näheren  Detailierungen  sind  verbessert,  sind 
angepaßt  an  die  Anforderungen  der  Neuzeit,  sind  eingefügt  in  die 
konstitutionelle  Verfassung,  aber  das  Autorrecht  Stein's  bleibt 
davon  unberührt.  Das  gilt  selbst  von  den  Deputierten,  den  Laien 
in  den  Provinzialbehörden.  Gewiß,  in  der  Stellung,  die  ihnen 
Stein  anwies,  waren  sie  unhaltbar,  sie  haben  sich  in  den  ver- 
einzelten Anwendungen  nicht  bewährt.  Und  trotzdem  die  Bezirks- 
ausschüsse, die  Bezirksräte,  die  nach  70  Jahren  die  Reform  der 
preußischen  Verwaltung  schuf,  sie  sind  nichts  als  die  Verwirklichung 
des  leitenden  Grundgedankens  Stein's  in  richtiger  Stellung,  in 
angemessener  Beschränkung.  — 

Nach  solcher  Vorbereitung  —  am  Tage  nach  Stein's  Ankunft 
in  Memel,  am  L  Oktober  1807  empfing  ihn  der  König  in  Audienz. 
Der  Minister  konnte  es  nur  rühmen,  daß  der  König,  mochte  seine 
Grundstimmung    sich    nicht    verändern,    doch    vertrauensvoll    und 
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rückhaltlos  ihm  die  Stellung   einräumte,   die  die  Lage   der   inneren 
und  äußeren  Verhältnisse  forderte. 

Die  persönliche,  die  Kabinetsfrage  wurde  leicht  gelöst. 
Bereits  vorher  waren  Graf  Haugwitz  und  Lombard  außer  Aktion 
gesetzt.  Beyme  wurde  zum  Präsidenten  des  Kammergerichts  in 
Berlin  bestimmt. 

Sachlich  war  es  ausgeschlossen,  den  Organisationsplan  der 
Nassauer  Denkschrift  sofort  in  Wirksamkeit  zu  setzen.  Denn  bis 
zum  Ende  des  Ministerium  Stein  war  die  tatsächliche  Herrschaft 
Preußens  beschränkt  auf  Ost-  und  Westpreußen.  Auf  allen  übrigen 
Provinzen  lastete  die  schwere  Hand  der  französischen  Besatzungen 
und  des  französischen  Gouvernements,  das  sämtliche  Behörden 
eidlich  verpflichtet  hatte,  in  nichts  anderem  als  in  Angelegenheiten 
der  Justiz,  der  Kirche  und  Schule  den  vorgesetzten  preußischen 
Behörden  zu  gehorchen. 

Nur  um  eine  provisorische  Organisation  konnte  es 
sich  handeln  —  aber  im  Sinne  und  Geiste  jener  Denkschrift. 

Sie  verwirklichte  den  Grundsatz,  daß  die  königlichen  Ent- 
scheidungen, die  für  gesetzgeberische  oder  allgemeine  Maßregeln 
erforderlich  sind,  auf  allen  Verwaltungsgebieten  nicht  ohne  Vor- 
wissen, nicht  ohne  Gehör,  regelmäßig  nur  auf  Vortrag  des  dirigierenden 
Ministers  getroffen  werden. 

Sie  verbürgte  unter  dem  König  die  einheitliche  Zusammen- 
fassung und  Leitung  der  äußeren  und  inneren  Politik,  auch  der 
militärischen  Reformarbeit. 

Stein  wird  Vorsitzender  der  Konferenzen  im  auswärtigen 
Amte,  er  leitet  die  Kommission  zur  Ausführung  des  Tilsiter  Friedens, 
er  ist  Mitglied  der  Militär-Organisationskommission,  welche  die 
allergetreuesten  Anhänger  Steins,  die  Scharnhorst,  Gneisenau, 
Grolmann  bilden. 

Für  die  gesamte  innere  Verwaltung  ist  —  in  Fortsetzung  der 
kurz  vorher  eingerichteten  kombinierten  Immediatkommission  — 
das  General-Finanz-  und  Polizeidepartement  bestimmt.  Stein  ist 
sein  Vorsitzender.  Nur  das  ostpreußische  Provinzialdepartement 
behält  hier  noch  eine  Sonderstellung. 

Alle  diese  Behörden  endlich  —  insbesondere  auch  die 
Minister    und    Räte    des    Generaldepartements,    das    ostpreußische 
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Departement,  die  Chefs  des  Justizdepartements,  die  Militärkommission 
—  finden  ihre  Vertretung  und  ihre  Einigung  in  einem  obersten 
Organe:  die  Generalkonferenz.  Sie  hat  wöchentlich  ihre 
Sitzungen  abzuhalten  und  auf  Grund  der  erstatteten  schriftlichen 
Berichte  nach  m  ündlicher  Verhandlung  ihre  Beschlüsse  zu  fassen. 
Stein  ist  Leiter  und  Vorsitzender. 

Vom  Könige  mit  solchen  umfassenden  Vollmachten  ausge- 
rüstet, getragen  bis  zu  einer  nur  zu  bald  hereinbrechenden  Krisis 
von  dessen  Vertrauen,  von  dessen  Sanktionen  bewährt  sich  Stein  als 
Meister  und  Muster  für  die  Organisation  der  politischen 
Arbeit.  In  entschlossener  Durchsetzung  des  Vorbereiteten,  des  zur 
Ausführung  Reifen,  in  stets  wachender  Initiative,  in  Heranziehung  der 
zur  Mitarbeit  berufenen  und  befähigten  Kräfte,  in  sorgsamer  Er- 
wägung entgegenstehender  Bedenken,  in  Nachgiebigkeit  bei  Ab- 
wägung des  praktisch  Erreichbaren  gegenüber  dem  Erwünschten 
und  allem  Beiwerke  —  verlor  er  niemals  die  Zügel  der  obersten 
leitenden  Richtpunkte. 

Darum  denn  aber  auch  —  unbeschadet  der  königlichen 
Prärogative,  unbeschadet  der  hohen  Verdienste  hervorragender 
Mitarbeiter  —  betrachten  wir  die  für  alle  Zukunft  grundlegenden 
Gesetze,  die  in  einer  Amtsdauer  von  knappen  14  Monaten  ergingen, 
mit  vollem  Rechte  als  das  Werk  des  zweiten  Ministerium 
des  Freiherrn  vom  Stein. 

An  der  Spitze  dieses  Werkes  steht  das,  was  wir  heute  als 
soziale  Gesetzgebung  bezeichnen. 

Acht  Tage  nach  seinem  Amtsantritt  erscheint  das  Edikt 
vom  9.  Oktober  1807  —  vorbereitet  in  zwei  wesentlich  ab- 
weichenden Entwürfen,  von  Stein  an  entscheidenden  Punkten  be- 
einflußt und  verbessert,  allen  Zweifeln  gegenüber  durchgesetzt. 

Zweierlei  bestimmt  es. 

Zuerst:  Nach  dem  Martinitage  1810  gibt  es  nur 
noch  freie  Leute.  Alle  Gutsuntertänigkeit  hört  auf  -  jene 
Gutsuntertänigkeit,  die  nicht  Leibeigenschaft  und  Eigentumslosigkeit 
war,  die  aber  die  gesamte  Arbeitskraft  vielleicht  von  zwei  Drittel 
der  Bevölkerung  in  den  landwirtschaftlichen  und  persönlichen 
Dienst    des    Gutsherrn    stellte,    jede   Grundstücksveräußerung,    jede 
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Entfernung    aus    dem    Gutsbezirke,    jede    Heirat    des    Bauern    und 
seiner  Familie  an  die  herrschaftliche  Genehmigung  band. 

Sodann  der  andere  Satz:  Jeder  Einwohner  des  Staates  ist  zu 
jeder  Art  des  Grundbesitzes  berechtigt,  der  Bürger  und  Bauer  zum 
Rittergutsbesitz,  der  Rittergutsbesitzer  ohne  Schmälerung  seines 
Standes  zum  bäuerlichen  Besitze,  jeder  Edelmann  zum  bürger- 
lichen Gewerbebetrieb. 

Die  feudale  Zerreißung  in  drei  Geburtsstände  wird  damit 
aufgehoben.  Das  allgemeine  Staatsbürgertum,  der  Ver- 
fassungssatz „Alle  Preußen  sind  vor  dem  Gesetze  gleich"  findet 
eine  erste,  bahnbrechende  Anwendung. 

Unmittelbar  mit  dem  Edikt  zusammenhängt  die  Verordnung 
vom  14.  Februar  und  27.  Juli  1808.  Die  erste  verbietet  das 
Bauernlegen,  d.  h.  die  Einbeziehung  der  bäuerlichen  Stellen 
zum  Hoffeld;  die  zweite  verleiht  den  Einsassen  der  Domänen  in 
den  beiden  preußischen  Provinzen  volles,  unbeschränktes 
Eigentum  ihrer  Besitzungen,  die  Ablösbarkeit  der 
darauf  haftenden  Lasten,  die  Aufteilung  der  Gemein- 
heiten. 

Sie  ergreifen  die  Initiative  zu  der  Ablösungsgesetzgebung,  zu 
den  gutsherrlich  bäuerlichen  Regulierungen,  die  ihren  Abschluß 
erst  mehr  als  40  Jahre  später  gefunden  haben. 

Auf  einem  ganz  anderen  Felde  und  doch  in  strenger  Folge- 
richtigkeit nach  dem  Oktober-Edikt  und  bahnbrechend  wie  dieses 
stehen  die  Kriegsartikel   vom   3.  August  1808. 

Sie  kündigen  an,  daß  künftig  jeder  Untertan  des  Staates  ohne 
Unterschied  der  Geburt  zum  Kriegsdienst  verpflichtet  werden  soll. 
Dahingegen  verspricht  Seine  Königliche  Majestät  feier- 
lich den  Soldaten  und  Unteroffizieren,  die  die  ihnen  ob- 
liegenden Pflichten  in  und  außer  dem  Dienste  erfüllen,  nach  Maß- 
gabe ihrer  Fähigkeiten  und  Kräfte  ohne  Rücksicht  auf  ihre 
Geburt  zu  Offizieren  bis  zum  höchsten  Grade  zu  be- 
fördern. 

Und  sofort  wird  ihnen  die  „Rückenfreiheit"  gesichert, 
d.  h.  die  Strafe  der  Stockschläge  und  des  Gassenlaufens  wird  ab- 
geschafft. 
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Weiterhin  —  die  ersten  Schritte  erfolgen,  um  den  Verkehr,, 
das  Gewerbe,  den  Handel  von  den  sie  treffenden  Schranken  zu 
befreien.  So  durch  die  Aufhebung  des  Regales  zur  Fabri- 
kation und  zum  Handel  mit  Mühlensteinen  —  Patent  vom 
22.  Januar  1808  — ,  durch  die  Aufhebung  des  Zunftzwanges 
für  Bäcker,  Schlächter  und  Höker  —  Verordnung  vom  24.  Oktober  1808 
— ,  durch  die  Freiheit  des  Auf-  und  Verkaufes  bäuerlicher 
Produkte  und  Fabrikate  —  Verordnung  vom  18.  November  1808  — . 
Alle  drei  mit  unscheinbarem  Titel,  aber  von  wesentlichem  Interesse 
für  die  ärmeren  Klassen! 

Endlich  —  nicht  zuletzt  —  erscheint  die  Städteordnung; 
das  populärste  Gesetz,  mit  dem  der  Name  Stein  unauslöschlich 
verbunden.  Freilich  —  vollkommen  abwegig  ist  die  Vorstellung, 
als  ob  der  leitende  Staatsmann  ein  Gesetz  von  208  Paragraphen 
überdies  in  den  damaligen  Zeitläufen  hätte  säuberlich  schreiben 
oder  auch  nur  redigieren  können.  Nein  —  das  Gegenteil  ist  der 
Fall.  Nirgends  war  die  Mitarbeit  Anderer  größer.  Wir  kennen 
eine  Reihe  von  Entwürfen  und  Gutachten,  insbesondere  des  Polizei- 
direktors von  Königsberg  Frey,  des  preußischen  Provinzialministers 
von  Schrötter,  von  Vincke's.  Sie  werden  von  Stein  seit  Mitte  Juni 
eingezogen;  die  brauchbaren  mit  seinen  Bemerkungen  zu  weiteren 
Berichten  weiter  gegeben;  er  drängt  auf  möglichst  schnelle  Er- 
ledigung, denn  er  weiß  seit  Ende  September,  daß  seine  Amtszeit 
abläuft;  erst  am  9.  November  kann  nach  den  letztinstanzlichen 
Beratungen  in  der  Generalkonferenz  der  Immediatbericht  an  den 
König  ergehen;   am  19.  November  vollzieht  der  König  das  Gesetz. 

Diese  seine  Entstehung  spiegelt  die  Städteordnung  wieder; 
schon  die  äußere  Fassung  verrät  verschiedene  Federn;  Ver- 
schiedenheit der  Auffassungen  läßt  sich  an  wichtigen  Punkten 
erkennen  und  der  Kompromiß  zwischen  ihnen  verkleidet  nur  äußer- 
lich den  Widerspruch. 

Ja  selbst  gegen  fundamentale  Bestimmungen  werden  wir  heute 
Bedenken  erheben.  Das  trifft  das  Verhältnis  zwischen  Magistrat 
und  Stadtverordnetenversammlung.  In  schroffer  Weise  wird  der 
Grundsatz  befolgt:  dem  Magistrat  steht  ausschließlich  die  Ausführung, 
den  Stadtverordneten  ausschließlich  die  Beschlußfassung  zu,  die  die 
Geschäftsführung  des  Magistrates   binden.     Nur   in   den  durch   das 
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Gesetz  bestimmten  Fällen  ist  die  Zustimmung  oder  die  Anfechtung 
bei  der  Aufsichtsbehörde  dem  Magistrat  zugeschrieben  —  so  bei 
statutarischen  oder  das  Gesetz  verletzenden  Beschlüssen. 

Trotzdem  ist  und  bleibt  die  Hochschätzung  der  Städteordnung 
Steins  eine  vollberechtigte. 

An  greifbarster  Stelle  gewiß  durch  den  Gegensatz  zu  dem 
Zerrbild  jeder  selbständigen  Gemeindeverwaltung,  das  der  bureau- 
kratische  Absolutismus  und  in  den  grundherrschaftlichen  Städten 
der  Feudalismus  der  Patrimonialgerichtsbarkeit  und  -polizei  ge- 
schaffen hatte. 

Aber  vor  allen  Dingen  durch  die  große  Auffassung  der  Selbst- 
verwaltung. 

Sie  spiegelt  sich  in  der  Gestaltung  der  Aufsichtsrechte  des 
Staates,  die. auf  bestimmte  in  Gesetze  spezialisierte  Fälle  und  auf 
die  gesetzlich  vorgesehenen  Mittel  beschränkt  wird. 

Ausgedehnt  wird  die  Selbstverwaltung  über  die  Verwaltung 
des  Gemeindevermögens  und  der  wirtschaftlichen  Gemeindeanstalten 
hinaus  auf  alle  diejenigen  Zweige  der  Polizei,  die  der  örtlich 
individualisierten  Verwaltung  zugänglich  und  bedürftig  sind  und  die 
als  solche  die  Städteordnung  in  reichem  Maße  gesetzlich  feststellt. 
Sie  wird  dem  Magistrat  und  den  aus  Mitgliedern  des  Magistrates 
und  der  Bürgerschaft  gemischten  Deputationen  und  Kommissionen 
übertragen  und  sie  bleibt  nach  dem  Buchstaben  und  Sinne  des 
Gesetzes  denselben  auch  dann  vorbehalten,  wenn  der  Staat  von  dem 
Rechte  der  Einsetzung  einer  staatlichen  Polizeibehörde  Gebrauch 
macht. 

Weiterhin  —  wie  alle  Beteiligung  an  der  Regierung  und  Verwal- 
tung nicht  auf  eingeborenen  Rechten  sondern  auf  Pflichten  gegen 
das  Gemeinwesen  beruht,  so  legt  die  Städteordnung  den  Bürgern 
eine  allgemeine  Dienstpflicht  auf  zu  allen  Ämtern  ohne 
Ausnahme,  besoldete  wie  unbesoldete,  im  Magistrat,  im  Stadtver- 
ordnetenkolleg, für  den  Posten  des  Bezirksvorstehers,  zu  den  Kom- 
missionen und  Deputationen,  zur  Bürgerwehr  —  und  endlich  auch 
für  die  Wahlen.  Wahlrecht  ist  Pflicht  bei  empfindlicher  Strafe! 
Ihre  Erfüllung  wird  allen  ermöglicht  durch  geheime  Wahl. 

In  allen   diesen  Bestimmungen   spricht   sich  —  wir  dürfen  es 
ohne  Mißbrauch  des  Wortes  sagen  —  eine  hohe  sittliche  Auffassung 
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aus,  Sie  findet  ihren  Ausdruck  insbesondere  durch  die  Vorschriften 
für  die  Stadtverordneten. 

Sie  sollen  sein  im  vollsten  Sinne  Vertreter  der  ganzen 
Bürgerschaft,  nicht  eines  einzelnen  Bezirkes,  nicht  einer  Korporation, 
einer  Zunft.  „Das  Gesetz  und  ihre  Wahl  sind  ihre  Vollmacht,  ihre 
Oberzeugung  und  ihre  Ansicht  vom  gemeinen  Besten  der  Stadt  ist 
ihre  Instruktion,  ihr  Gewissen  aber  die  Behörde,  der  sie  deshalb 
Rechenschaft  zu  geben  haben." 

Worte  —  die  aus  den  neueren  Gesetzen  verschwunden  sind, 
wenn  sie  vielleicht  gerade  in  unserer  Zeit  wert  wären,  an  großen 
Tafeln  mit  goldenen  Lettern  in  den  Wahllokalen  und  Stadtverord- 
netenversammlungen geschrieben  zu  stehen. 

Nach  der  Städteordnung  gelang  es  Stein  nur  noch  die 
Königliche  Genehmigung  am  24.  November  zu  einer  Verordnung 
über  veränderte  Verfassung  der  obersten  Verwaltungsbehörden 
nach  langen  Vorverhandlungen  zu  erwirken,  der  die  entsprechenden 
Teile  der  Nassauer  Denkschrift  zu  Grunde  lagen.  Sie  ist,  aber  mit 
nicht  unwesentlichen  Veränderungen,  erst  unter  dem  folgenden 
Ministerium  Dohna-Altenstein  zum  Gesetz  erhoben. 

Dieser  24.  November  1808  war  der  Tag  der  Entlassung 
Steins! 

Die  Entlassung  ist  wohl  auch  erwünscht  und  beeinflußt  worden 
von  den  Gegnern  der  Reformpolitik  Stein's,  aber  sie  war  —  von 
ihm  selbst  anerkannt  —  zu  einer  politischen  Notwendigkeit  geworden. 

Das  Zusammentreffen  zweier  Tatbestände  hat  sie  herbeigeführt: 

die  Ausführung  der  Bestimmungen  des  Tilsiter 
Friedens  und  der  Königsberger  Konvention  über  die  Zahlung 
der  Kontribution  und  die  Gebietsräumung; 

die  politische  Konstellation,  die  sich  ergab,  als 
Napoleon  im  Juni  den  Spaniern  seinen  Bruder  Josef  als  König 
aufnötigte,  als  dort  eine  mächtige  Volksbewegung  gegen  die  Josefinos 
ausbrach,  die  Nationalregierung  in  Cadix  einsetzte  —  gleichzeitig 
mit  der  Volksbewegung  und  dem  siegenden  Vordringen  Wellington's 
in  Portugal. 

Das  erste  —  die  Herbeischaffung  der  Mittel,  um  in  Ausführung 
des  Friedens  und  der  Konvention  die  Räumung  des  von  den  Fran- 
zosen besetzten  Hauptgebietes  der  Monarchie  zu  erwirken,  war  die 
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drängendste  und  unerläßlichste  Aufgabe,  die  oberste  Bedingung 
vielleicht  der  Existenz,  sicher  irgend  einer  Machtstellung  Preußens, 
die  Stein  sofort  bei  Eintritt  in  das  Ministerium  zu  erfüllen  hatte. 
Darum,  wenn  wir  heute  die  Reformtätigkeit  um  ihrer  gezeitigten  Früchte 
willen  in  erste  Linie  stellen,  so  gewinnen  wir  doch  die  volle 
Würdigung  der  Leistungsfähigkeit,  der  Energie  und  Unverzagtheit 
Stein' s  und  seiner  Mitarbeiter  nur,  wenn  wir  uns  die  Hemmnisse 
und  Hindernisse,  die  Enttäuschungen  und  Mißerfolge  vergegen- 
wärtigen, die  mit  jener  ersten  und  nächsten  Anforderung  verknüpft 
waren. 

Die  erforderlichen  außerordentlichen  Deckungsmittel  gewann 
Stein  teils  durch  Anleihen,  teils  durch  die  Mobilisierung  der 
Domänen,  d.  h.  durch  Ausgabe  von  Pfandbriefen  vermittelst  der 
ritterschaftlichen  Kreditinstitute,  teils  behufs  Regulierung  der  ost- 
preußischen Kontribution  durch  eine  Einkommensteuer,  die  erste  in 
Preußen,  mit  Selbsteinschätzung  und  mit  bis  auf  zwanzig  Prozent 
steigenden  Stufen. 

Aber  die  Hauptsache  verblieb:  die  unerledigte  Feststellung  der 
Höhe,  der  Modalitäten  und  Fristen  der  Zahlungen  an  Frankreich. 
Hierüber  stockten  die  Verhandlungen  in  der  Berliner  Kommission.  Sie 
stockten  nicht  minder  in  Paris,  wohin  Prinz  Wilhelm  behufs  Verstän- 
digung mit  dem  französischen  Ministerium  und  mit  dem  Kaiser  gesandt 
war.  So  sah  sich  Stein  genötigt,  selbst  drei  Monate  lang,  vom 
März  bis  Mai,  nahezu  ein  Viertel  seiner  Amtszeit,  mit  Daru,  dem 
französischen  Generalintendenten  der  besetzten  Provinzen  in  Berlin 
die  Verständigung  zu  suchen.  Sie  gelang  in  dem  Übereinkommen 
vom  8.  März.  Aber  die  Ratifikation  lag  in  der  Hand  Napoleon's. 
Er  verschob  jede  bindende  Erklärung.  Er  erhob  neue  Forderung 
auf  neue  Forderung.  In  brutaler  Offenheit  gab  er  zu  erkennen,  daß 
es  ihm  nicht  auf  die  Zahlungen,  sondern  darauf  ankomme,  Preußen 
so  lange  in  seiner  Verstümmelung  zu  belassen  und  soweit  zu  be- 
lasten, daß  es  aufhöre,  ein  beachtenswerter  Faktor  gegenüber  seiner 
unumschränkten  Herrschaft  in  Europa  zu  sein.  Er  gab  nichts  darauf, 
daß  ihm  die  Instruktionen  des  Prinzen  Wilhelm  ein  Bündnis  mit 
Frankreich  und  eine  Hilfstruppe  bei  einem  drohenden  Krieg  mit 
Österreich  anboten.  Auch  Stein  hat  diese  Instruktionen  auf  seine 
Verantwortlichkeit  genommen.     Man   hat  ihm   vorgeworfen,   daß   er 
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damit  sich  selbst  verleugnet  habe,  er,  der  den  Baseler  Frieden,  die 
franzosenfreundliche  Politik  des  Grafen  Haugwitz  mit  wegwerfender 
Verachtung  kennzeichnete,  zum  mindesten,  daß  er  ein  unwürdiges 
diplomatisches  Spiel  betriebe.  Vollkommen  mit  Unrecht!  In  seiner 
Denkschrift  an  den  König  vom  11.  August  hat  er  offen  erklärt: 
Die  Allianz  soll  nur  zum  Deckmantel  dienen,  um  die 
Anstalten  für  die  Losreißung  zu  treffen!  Das  war  sein 
Recht,  ja  seine  Pflicht.  Er  wurde  durch  den  Mißbrauch  der  fran- 
zösischen Übermacht  dazu  gezwungen,  so  viel  an  ihm,  dem  ver- 
antwortlichen Minister  lag,  die  obersten  Bedingungen  des  Lebens 
und  Atmens  für  den  Staat,  die  Herrschaft  über  sein  Gebiet,  das 
ihm  überdies  ein  Definitivfriede  zugesichert  hatte,  um  jeden  Preis 
zu  erlangen.  Kein  Vorwurf  konnte  ihn  treffen,  wenn  er  es  im 
Voraus  zur  Absicht  nahm,  den  so  erzwungenen  Allianzvertrag  durch 
Erklärung  des  Krieges  außer  Geltung  zu  setzen  —  so  zeitig  als  die 
eigene  Kraft  des  Staates  erstarkt  und  die  erforderliche  Allianz  ge- 
funden war. 

Und  das  suchte  Stein  alsbald  ins  Werk  zu  setzen,  als  die 
Nachrichten  von  dem  Widerstand  gegen  die  napoleonische  Gewalt- 
herrschaft auf  der  iberischen  Halbinsel  eintrafen.  In  der  Eingabe 
an  den  König  vom  11.  August  beantragte  er  ein  Doppeltes: 

die  sofortige  Fühlung  mit  Österreich,  das  sich  zum  Kriege 
rüstet,  behufs  eines  Bündnisses; 

die  planmäßige  Organisation  der  Volkserhebung  gegen  die 
Fremdherrschaft  in  Preußen,  in  seinen  jetzigen  wie  in  den  entrissenen 
Provinzen,  zunächst  im  Geheimen  aber  zugleich  in  der  Absicht,  daß 
die  gestifteten  Verbindungen  in  die  Organisation  des  Heeres,  sagen 
wir  kurz,  als  Landsturm  eingefügt  werden. 

Hierin  fand  er  nicht  bloß  Unterstützung,  sondern  selbst  die 
Initiative  bei  Scharnhorst  und  Gneisenau,  deren  Denkschriften  unter 
den  Titeln  über  eine  „Insurrektionsanstalt",  über  „eine  Konstitution 
für  eine  allgemeine  Waffenerhebung  des  nördlichen  Deutschland" 
jene  Eingabe  an  den  König  begleiteten. 

Ein  verhängnisvoller  Zufall  durchkreuzte  das  alles. 

Ein  unvorsichtiger  Brief  Stein's  an  den  Fürsten  Wittgenstein 
vom  15.  August  sprach  im  Hinblick  auf  Spanien,  auf  den  unver- 
meidlichen   Krieg    Österreichs,    auf    die    steigende    Erbitterung    in 
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Deutschland  den  Wunsch  aus,  Anknüpfungen  in  Hessen  und  West- 
falen zu  gewinnen,  um  sich  auf  gewisse  Fälle  vorzubereiten,  um 
eine  dauernde  Verbindung  energischer  gutgesinnter  Männer  zu  stiften. 

Der  Brief  fiel  in  die  Hände  der  Franzosen  durch  Verhaftung 
seines  Trägers.  Er  wird  im  Moniteur  am  8.  September  abgedruckt. 
An  demselben  Tag  glaubt  sich  Prinz  Wilhelm  genötigt,  in  Paris 
die  Konvention  über  die  Räumungsbedingungen  Frankreichs  zu 
unterzeichnen.  Die  Ratifikation  der  Konvention  erfolgt  in  Berlin 
am  8.  Oktober  durch  Auswechselung  der  Urkunden  zwischen  Daru 
und  dem  Grafen  Goltz  —  ohne  Gehör  Stein's! 

Niemand  wohl  hat  es  bezweifelt,  daß  zu  dieser  Zeit  nichts 
reif  war,  um  Preußen  in  Feindschaft,  ja  auch  nur  in  ein  Spannungs- 
verhältnis zu  Frankreich  zu  setzen,  umsomehr  als  der  Kaiser  von 
Rußland  auf  der  Rückkehr  vom  Erfurter  Kongreß  eine  Rücken- 
deckung nicht  in  Aussicht  stellte.  Damit  aber  war  die  Stellung  Steins 
als  leitender  Minister  in  Preußen  unmöglich.  Er  selbst  bittet  am 
18.  Oktober  um  seine  Entlassung.  Eine  kurze  Frist  ist  ihm  noch 
gewährt,  um  insbesondere  die  Städteordnung  noch  in  Geltung  zu 
setzen.  Am  24.  November  erhält  er  seine  Entlassung  und  nimmt 
in  einem  Rundschreiben,  dem  „Testamente  Stein's",  Abschied 
von  seinen  Mitarbeitern  und  Freunden,  in  dem  er  einen  Rückblick 
wirft  auf  das,  was  in  seinem  Sinne  geleistet  ist  und  einen  Vorblick 
auf  das,  was  zu  leisten  übrig  bleibt. 

Sollten  auch  wir  einen  Rückblick  versuchen,  wir  würden  auf 
Einmütigkeit  stoßen :  Das  zweite  Ministerium  des  Freiherrn  von 
Stein  ist  der  Ausgangspunkt  gewesen  für  die  Entwicklung  der 
inneren  Verwaltung  Preußens,  die  heute  besteht.  Aber  zugleich, 
über  seine  historische  Wertschätzung  hinaus,  wesentliche  Grund- 
sätze, die  es  zur  Geltung  brachte,  sind  nicht  nur  Bestandteil  der 
gegenwärtigen  Rechtsordnung,  sondern  sie  harren  zum  Teile,  insbe- 
sondere auf  den  Gebieten  gesicherter  Verantwortlichkeiten  und  der 
kommunalen  Verwaltung  noch  heute  auf  ihre  volle  Verwirklichung. 

Doch  mit  dem  Allen  —  die  Reformarbeit  des  preußischen 
Ministers  hat  sich  beschränkt  auf  Preußen.  Erst  die  folgenden 
Lebensabschnitte  des  von  allem  beamtenmäßigen  Staatsdienste 
freien  Reichsfreiherrn  sind  dem  größeren  Probleme  der  Ver- 
fassung des  deutschen  Volkes  gewidmet. 
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Nur  zwei  allgemeine  leitende  Gesichtspunkte  treten  hierfür  in 
scharfer  Betonung  bereits  in  früherer  Epoche  hervor. 

Der  eine,  als  Stein  nur  widerwillig  das  ihm  angebotene  erste 
Ministerium  annahm:  „Wenn  man  innig  überzeugt  ist,  daß  deutsche 
Veredelung  und  Kultur  fest  und  unzertrennlich  an  das  Glück  der 
preußischen  Monarchie  gekettet  ist,  so  kann  man  nicht  einen  Augen- 
blick zwischen  Pflicht  und  Persönlichkeit  schwanken". 

Der  andere:  „Ich  habe  nur  ein  Vaterland,  das  heißt  Deutsch- 
land und  da  ich  nach  alter  Verfassung  nur  ihm  und  keinem  be- 
sonderen Teile  desselben  angehöre,  so  bin  ich  auch  nur  ihm  und 
nicht  einem  Teile  desselben  von  ganzem  Herzen  ergeben". 

So  war  es  denn  seine  Überzeugung  zu  aller  Zeit:  die  Zukunft 
des  deutschen  Volkes  ist  abhängig  von  einer  machtvollen  Ent- 
wicklung des  preußischen  Staates.  An  der  Annäherung  oder 
Entfernung  von  diesem  Berufe  bemaß  Stein  den  Wert  und  Unwert 
der  preußischen  Politik.  Er  erachtete  es  als  die  historische  Mission 
des  Herrscherhauses  der  Hohenzollern,  die  Wiedergeburt  des 
deutschen  Reiches  als  höchstes  Ziel  zu  verwirklichen. 

Und  so  ist  es  geschehen! 

Wir  genießen  heute  das  Glück,  den  Geburtstag  des  Trägers 
der  deutschen  und  preußischen  Krone  zu  feiern  mit  der  vollen  Zu- 
versicht, daß  die  in  Seiner  Hand  vereinigte  Macht  ein  sicherer  Hort 
des  Friedens,  eine  starke  Bürgschaft  für  die  Aufrechterhaltung  der 
Ehre  und  des  Einflusses  Deutschlands  in  aller  Welt,  eine  zielbewußte 
Förderung  nationaler  Wohlfahrt,  Freiheit  und  Gesittung  ist  und 
sein  wird. 

In  dieser  Gesinnung  stimmen  wir  ein  in  den  Ruf: 

Seine  Majestät  der  deutsche  Kaiser,  König  Wilhelm  von  Preußen 

lebe  hoch!   hoch!  hoch! 


3  1197  22402  2472 


